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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT  

Landtag 

21. Wahlperiode 

Drucksache 21/1028 
(zu Drs. 21/943) 

18.02.2025 

Mitteilung des Senats vom 18. Februar 2025 

Öffentlichkeitsfahndung erst lange Zeit nach der Tat – Täterschutz 
statt Opferschutz in Bremen? 

Die Fraktion BÜNDNIS DEUTSCHLAND hat unter Drucksache 21/943 eine 
Kleine Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.   

Der Senat beantwortet die vorgenannte Kleine Anfrage wie folgt: 

A. Zur Straftat vom 14. Januar 2023:  

1. Wann hat der Geschädigte Strafantrag wegen des Überfalls gestellt? 

Die Ermittlungen wurden durch die Polizei Bremen infolge des am 
14. Januar 2023 um 04:28 Uhr eingegangenen Notrufs beim Eintreffen 
der Einsatzkräfte am Einsatzort um 04:31 Uhr aufgenommen. Der 
Geschädigte stellte den Strafantrag wegen des Tatvorwurfs der 
gefährlichen Körperverletzung (§ 224 Strafgesetzbuch [StGB]) noch am 
selben Tag. Eine schwere Körperverletzung im Sinne des § 226 StGB 
war nie Gegenstand des Verfahrens.  

2. Wann wurden die Lichtbildaufnahmen aus der Überwachungskamera 
der Straßenbahn von der Polizei gesichert, und zu welchem Zeitpunkt 
erfolgte die Auswertung des Bildmaterials? 

Die Sicherung der Lichtbildaufnahmen wurde am 14. Januar 2023 
veranlasst. Am 19. Januar 2023 ging der entsprechende Datenträger 
bei der Polizei Bremen ein. Die Auswertung erfolgte sodann am 8. März 
2024. 

3. Welche Ermittlungsmaßnahmen hat die Polizei zu welchem Zeitpunkt 
nach Sichtung des Überwachungsvideos ergriffen? 

Am 8. März 2024 erfolgte die Erstellung eines Bildberichts von 
Lichtbildern der Überwachungskameras für die Ermittlungsakte. In 
diesem Zusammenhang erfolgte auch die erste Auswertung der 
Aufnahmen. Die Akte ging sodann am 13. März 2024 erstmals bei der 
Staatsanwaltschaft Bremen ein. Auf entsprechende Anordnung durch 
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Verfügung vom 28. März 2024 erfolgte durch die Polizei Bremen 
sodann am 19. April 2024 die Vorladung des Geschädigten zur 
zeugenschaftlichen Vernehmungen, die am 8. Mai 2024 durchgeführt 
wurde, da der Geschädigte zuvor die mehrfach übersandten 
Anhörungsbögen der Polizei unbeantwortet ließ.  

Am 10. Mai 2024 wurde zudem die kriminaltechnische Untersuchung 
des sichergestellten Videomaterials mithilfe des polizeilichen 
Gesichtserkennungssystems beantragt. Mit Schreiben vom 17. Juli 
2024 erfolgte die Mitteilung des hierfür zuständigen 
Fachkommissariats, dass die entsprechende Recherche nicht zur 
Identifizierung von Tatverdächtigen geführt hätte. Es wurden jedoch 
bei einem Tatverdächtigen Ähnlichkeiten und optische 
Übereinstimmungen zu einer Person festgestellt, die im weiteren 
Verlauf am 1. November 2024 als Beschuldigter nacherfasst und zur 
Beschuldigtenvernehmung vorgeladen wurde. 

4. Sind die Lichtbildaufnahmen der Tatverdächtigen im Vorfeld der 
Öffentlichkeitsfahndung in das Intranet der Bremer Polizei eingestellt 
worden, und wenn ja, für welchen Zeitraum? 

Die Lichtbildaufnahmen der Tatverdächtigen sind seit dem 10. Mai 
2024 polizeiintern veröffentlicht gewesen. Die Veröffentlichung führte 
zur Identifizierung eines Tatverdächtigen, der mit Verfügung vom 
9. August 2024 als Beschuldigter erfasst wurde. 

5. Wann haben die Ermittlungsbehörden die Öffentlichkeitsfahndung 
gemäß § 131b Absatz 1 Strafprozessordnung (StPO) erstmals bei 
Gericht beantragt? 

Die Staatsanwaltschaft Bremen hat am 29. August 2024 erstmals die 
Öffentlichkeitsfahndung gemäß § 131b Absatz 1 StPO beim Amtsgericht 
Bremen beantragt. 

6. Wann wurde der Antrag aus Ziffer 5 vom Gericht beschieden, und mit 
welchem Ergebnis (Genehmigung der Öffentlichkeitsfahndung oder 
Ablehnung des Antrags)? 

Das Amtsgericht Bremen stellte die Entscheidung über den Antrag vom 
29. August 2024 zunächst zurück und regte mit Rückschrift vom 
9. September 2024 an, zunächst dem bis dahin ermittelten 
Beschuldigten rechtliches Gehör zu gewähren und ihn zur Identität 
seiner mutmaßlichen Mittäter zu befragen. Die Akte wurde daraufhin 
wieder an die Polizei Bremen übersandt, die den Beschuldigten am 
24. September 2024 zur Vernehmung lud, der der Beschuldigte aber 
fernblieb. Nach telefonischer Rücksprache mit der Staatsanwaltschaft 
am 24. Oktober 2024 wurde daraufhin auch die Person, auf die es bei 
der Gesichtserkennung einen Hinweis gegeben hatte, am 1. November 
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2024 als Beschuldigter nacherfasst und am 14. November 2024 
polizeilich vernommen.  

Die Akte ging sodann am 28. November 2024 wieder bei der 
Staatsanwaltschaft Bremen ein, die mit Verfügung vom 2. Dezember 
2024 erneut beim Amtsgericht Bremen beantragte, gemäß § 131b 
Absatz 1 StPO die Öffentlichkeitsfahndung bezüglich der noch nicht 
identifizierten Tatverdächtigen anzuordnen. Mit Beschluss des 
Amtsgerichts Bremen vom 9. Dezember 2024 wurde die 
Öffentlichkeitsfahndung sodann angeordnet. 

7. Sofern der Antrag aus der Frage zu Ziffer 6 abgelehnt wurde: Wie 
wurde diese Entscheidung vom Gericht begründet? 

Entfällt.  

8. Sofern nach Ablehnung ein weiterer Antrag beim zuständigen Gericht 
gestellt wurde: Wann ist das geschehen, und zu welchem Zeitpunkt 
wurde der Antrag mit welchem Ergebnis beschieden? 

Entfällt.  

9. Wie viele der Tatverdächtigen konnten nach Veröffentlichung der 
Personenfotos von der Polizei identifiziert werden, und gab es bereits 
Verhaftungen? 

Aufgrund der Öffentlichkeitsfahndung erfolgten mehrere Hinweise auf 
weitere mögliche Tatverdächtige. Es konnten anschließend sechs 
weitere Tatverdächtige identifiziert werden. Die Ermittlungen bei der 
Polizei Bremen dauern derzeit an. Weitere Angaben können daher nicht 
gemacht werden, um den Untersuchungszweck nicht zu gefährden.  

10. Liegen den Ermittlungsbehörden Hinweise vor, dass einzelne der 
Tatverdächtigen im Zeitraum zwischen dem 15. Januar 2023 und dem 
8. Januar 2025 weitere Straftaten begangen haben, und wenn ja, um 
welche Delikte handelte es sich, und wann wurden sie jeweils verübt? 

Bezüglich eines Teils der derzeitigen Beschuldigten hat die 
Staatsanwaltschaft Bremen Hinweise auf weitere mögliche Straftaten, 
deren Tatzeitpunkte in dem vorgenannten Zeitraum liegen. Die 
Tatvorwürfe reichen von Hausfriedensbruch bis hin zu Raub. Detaillierte 
Angaben können im Hinblick auf die teils laufenden Ermittlungen nicht 
gemacht werden.  

B. Zur Straftat vom 5. August 2024:  

11. Wann wurde wegen des räuberischen Diebstahls Strafantrag gestellt? 



 – 4 – 

Das Ermittlungsverfahren wegen des Tatvorwurfs des räuberischen 
Diebstahls wurde durch die Polizei Bremen am 5. August 2024 
eingeleitet. Ein Strafantrag wurde am selben Tag gestellt. 

12. Wann hat die Polizei die Lichtbildaufnahmen aus der 
Überwachungskamera des Drogeriemarktes gesichert, und zu welchem 
Zeitpunkt wurden diese Fotos ausgewertet?  

Die Polizei Bremen konnte am 5. August 2024 die Lichtbildaufnahmen 
auf der Überwachungskamera des Drogeriemarktes einsehen und diese 
anschließend sichern. Am 12. August 2024 wurden die Lichtbilder 
durch die Polizei Bremen ausgewertet. 

13. Welche Ermittlungsmaßnahmen hat die Polizei zu welchem Zeitpunkt 
nach Sichtung des Bildmaterials eingeleitet? 

Am 12. August 2024 wurde durch die Polizei Bremen ein Bildbericht 
von den Lichtbildern aus der Überwachungskamera für die Akte 
gefertigt und ein Antrag auf kriminaltechnische Untersuchung zum 
Auffinden von daktyloskopischen und molekulargenetischen Spuren an 
vom Tatverdächtigen zurückgelassenen Gegenständen gestellt. Am 
19. September 2024 wurde daraufhin der Spurensicherungsbericht 
bezüglich der Auswertung der daktyloskopischen und DNA-Spuren zur 
Akte gereicht. Am 14. und 21. August 2024 wurde dem Geschädigten 
ein Anhörungsbogen übersandt, der jedoch nicht zurückgesandt wurde. 
Sodann wurde der Geschädigte am 14. Oktober 2024 zur 
Zeugenvernehmung geladen, die am 11. November 2024 durchgeführt 
wurde. Nach vorläufigem Abschluss der polizeilichen Ermittlungen 
wurde das Verfahren an die Staatsanwaltschaft Bremen abverfügt, wo 
dieses am 14. November 2024 einging. 

14. Sind die Lichtbildaufnahmen des Tatverdächtigen im Vorfeld der 
Öffentlichkeitsfahndung in das Intranet der Bremer Polizei eingestellt 
worden, und wenn ja, für welchen Zeitraum? 

Die Lichtbildaufnahmen wurden am 17. Dezember 2024 in das Intranet 
der Polizei Bremen eingestellt.  

15. Wann haben die Ermittlungsbehörden die Öffentlichkeitsfahndung 
gemäß § 131b Absatz 1 StPO erstmals bei Gericht beantragt? 

Der Antrag auf Anordnung der Öffentlichkeitsfahndung gemäß § 131b 
Absatz 1 StPO wurde am 26. November 2024 beim Amtsgericht 
Bremen gestellt. 

16. Wann wurde der Antrag aus Ziffer 15 vom Gericht beschieden, und mit 
welchem Ergebnis (Genehmigung der Öffentlichkeitsfahndung oder 
Ablehnung des Antrags)? 
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Mit Beschluss des Amtsgerichts Bremen vom 2. Dezember 2024 wurde 
die Öffentlichkeitsfahndung gemäß § 131b Absatz 1 StPO angeordnet. 

17. Sofern der Antrag aus der Frage zu Ziffer 16 abgelehnt wurde: Wie 
wurde diese Entscheidung vom Gericht begründet? 

Entfällt.  

18. Sofern nach Ablehnung ein weiterer Antrag beim zuständigen Gericht 
eingereicht wurde: Wann ist das geschehen, und zu welchem Zeitpunkt 
wurde der Antrag mit welchem Ergebnis beschieden? 

Entfällt.  

19. Konnte der Tatverdächtige nach Veröffentlichung der Personenfotos 
von der Polizei identifiziert werden, und wenn ja, wurde er bereits 
verhaftet? 

Aufgrund der Öffentlichkeitsfahndung gingen mehrere Hinweise auf 
mögliche Tatverdächtige bei der Polizei Bremen ein. Im Hinblick auf 
die andauernden Ermittlungen können derzeit keine weitergehenden 
Angaben gemacht werden.  

20. Liegen Polizei oder Staatsanwaltschaft Hinweise vor, dass der 
Tatverdächtige im Zeitraum zwischen dem 6. August 2024 und dem 
2. Januar 2025 weitere Straftaten begangen hat, und wenn ja, um 
welche Delikte handelte es sich, und wann wurden sie jeweils 
begangen? 

Da derzeit noch gegen mehrere Personen ermittelt wird, können keine 
detaillierten Angaben hierzu gemacht werden, ohne die Ermittlungen zu 
gefährden.  

C. Allgemein: 

21. Welche Maßnahmen, insbesondere organisatorischer Art, hat der Senat 
ergriffen, um die zuständigen Gerichte im Land Bremen in die Lage zu 
versetzen, die Anordnung von Öffentlichkeitsfahndungen durch die 
Gerichte im Land Bremen zu beschleunigen? 

Der Senat hatte und hat keinen Grund zu der Annahme, dass 
organisatorische oder sonstige Maßnahmen erforderlich sind, um die 
zuständigen Gerichte in die Lage zu versetzen, über Anträge nach 
§ 131b StPO zeitnah zu entschieden. Wie die hiesigen Verfahren zeigen, 
benötigen die Gerichte nur wenige Tage zur Anordnung, soweit ein 
(entscheidungsreifer) Antrag vorliegt. In der sachlichen Entscheidung 
sind die Richter nach Artikel 97 Grundgesetz unabhängig. 
Entsprechend gab und gibt es an dieser Stelle für den Senat keine 
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Notwendigkeit für organisatorische oder sonstige Maßnahmen bei den 
Gerichten.  
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